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VII

Vorwort zur 2. Aufl age 

Auch in der 2. Aufl age des »Crashkurses« haben sich die Autoren als »Selbstverpfl ichtung« 
folgende Vorgaben auferlegt:
• aktuelle und kompakte Darstellung der prüfungsrelevanten Stoffgebiete (Stand: Mai 2013) 

auf den »Punkt gebracht« – dabei wurden Anregungen und Verbesserungsvorschläge der 
Prüfungskandidaten aus der Steuerberaterprüfung 2012 konsequent umgesetzt;

• Abhandlung der prüfungsrelevanten Themen unter der Prämisse, Prüfungskandidaten 
eine »klare Linie« aufzuzeigen, damit sie das Steuerberater examen ohne Prüfungsangst in 
Angriff nehmen können.

Im Übrigen ist das aktuelle Werk auch bestens geeignet, Steuerfragen in der täglichen Steu-
erpraxis zielgerichtet und auf den »Punkt gebracht« zu beantworten.

Stuttgart, im Mai 2013 Die Verfasser





IX

Vorwort zur 1. Aufl age 

Das vorliegende Lehrbuch enthält eine völlige Neukonzeption der Wissensvermittlung als 
Alternative zu den gängigen Lehrbüchern. Ziel des Werkes ist eine Darstellung der prüfungs-
relevanten Themen »auf den Punkt gebracht« zur Vorbereitung auf
• die Steuerberaterprüfung sowie
• sonstige Prüfungen in den Steuerrechtsfächern im Rahmen eines Steuerstudiums an 

Hochschulen.

Alle Autoren sind langjährige Dozenten, vor allem in der Vorbereitung auf die Steuerberater-
prüfung, und haben bei der Darstellung ihrer Stoffgebiete das in der Prüfungsvorbereitung 
erworbene Know-how berücksichtigt.

Der Aufbau des Lehrbuchs orientiert sich an der zeitlichen Abfolge der Prüfungstage, 
das heißt 
• 1. Teil (= 1. Tag):  Abgabenordnung/Finanzgerichtsordnung; Umsatzsteuer; Bewertung/

Erbschaftsteuer
• 2. Teil (= 2. Tag):  Einkommensteuer; Körperschaftsteuer; Umwandlungssteuerrecht; 

Gewerbesteuer
• 3. Teil (= 3. Tag): Buchführung und Bilanzsteuerrecht

Bei der Erstellung dieser Teile haben sich die Autoren an folgenden Zielen orientiert:
• Kompakte und zielgerichtete Darstellung der prüfungsrelevanten Stoffgebiete, auf das 

Wesentliche beschränkt und unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtsfragen (Stand: 
Juni 2012);

• Hilfestellungen zur Umsetzung des erworbenen Wissens zur Lösung der Prüfungsaufgaben, 
das heißt: »Wie gehe ich vor?«, »Auf was kommt es an?«;

• Erläuterungen der Themengebiete anhand zahlreicher Übungsfälle.

Dem Prüfungskandidaten wird durch dieses kompakte Werk die Möglichkeit verschafft, 
etwaige noch vorhandene Lücken in seinem Wissen zu schließen und bestehende Zweifels-
fragen zu klären. Dadurch wird ihm die Sicherheit vermittelt, mit dem anstehenden Examen 
souverän umzugehen.

Darüber hinaus ist das Werk auch bestens für den »Steuerpraktiker« geeignet, der dadurch 
»punktgenaue und aktuelle« Antworten auf Steuerfragen der täglichen Beratungspraxis erhält. 

Stuttgart, im Juni 2012 Die Verfasser
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